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Die Bemühungen der Europäischen Union im Hinblick auf die Gewährleistung und Ent-
wicklung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts haben sich angesichts 
aktueller Entwicklungen im Berichtszeitraum 2014/2015 auf die Terrorismusabwehr und 
den Schutz der Außengrenzen konzentriert. Sich im Mittelmeerraum abspielende humani-
täre Flüchtlingskatastrophen begründen einen keinen Aufschub duldenden Druck, der im 
räumlichen Sinne an der Peripherie angesiedelte Probleme in das Zentrum der politischen 
Agenda gerückt hat. Orientierung sollen insoweit die vom Europäischen Rat am 27. Juni 
2014  verabschiedeten  strategischen  Leitlinien  für  eine  Union  in  Zeiten  des  Wandels 
geben.1

Polizeiliche Zusammenarbeit

Diese  Leitlinien aufgreifend,  hat  die  Kommission am 28.  April  2015 die Europäische 
Sicherheitsagenda veröffentlicht.2 Die dort gesetzten Prioritäten lauten entsprechend Be-
kämpfung von Terrorismus und der organisierten (Computer-)Kriminalität. Die Kommissi-
on beabsichtigt unter anderem ein neues Kompetenzzentrum einzurichten, das bei Europol 
angesiedelt sein, bestehende Stellen und Programme – etwa das gemeinsame Programm 
der Europäischen Union und der USA zur Fahndung nach Finanzquellen des Terrorismus 
und die Europol-Kontaktstelle Travellers – bündeln und den Austausch von Fachwissen 
erleichtern soll. Insgesamt sollen die Kapazitäten von Europol gestärkt werden. Weiterhin 
ist  geplant,  den Rahmenbeschluss zur  Terrorismusbekämpfung zu reformieren.3 Bereits 
2005 hat der Rat der Europäischen Union eine Strategie für die Terrorismusbekämpfung 
verabschiedet,  welche  auf  den  Säulen  Prävention,  Schutz,  Verfolgung  und  Reaktion 
beruht.4 Im Wesentlichen soll  hieran festgehalten und eine Anpassung an verschiedene 
Phänomene – etwa das der Alleintäter und das wachsende Potential sozialer Medien für 
die Mobilisierung und Kommunikation – vorgenommen werden.5 Im Rahmen der Präven-
tion  wird  anvisiert,  die  Reiserouten  potenzieller  Terroristen  besser  nachvollziehen  zu 
können. Hier erlangen Fluggastdatensätze zunehmend Bedeutung. Unter dem Eindruck der 
terroristischen Anschläge in Paris am 7.  und 8.  Januar 2015 hat  sich das Europäische 
Parlament  dazu  verpflichtet,  auf  die  Verabschiedung einer  Richtlinie  über  europäische 

1 Europäischer Rat: Europäischer Rat (Tagung vom 26./27. Juni 2014). Schlussfolgerungen, EUCO 79/14.
2 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-

päischen  Wirtschafts-  und  Sozialausschuss  und  den  Ausschuss  der  Regionen.  Die  Europäische 
Sicherheitsagenda, COM (2015) 185.

3 Rat der Europäischen Union: Rahmenbeschluss des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämp-
fung, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 164 vom 22. Juni 2010, S. 3-7.

4 Rat  der Europäischen Union:  Strategie  der Europäischen Union  zur Terrorismusbekämpfung.  Brüssel,
30. November 2005, Dok. 14469/4/05.

5 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. 2838. Tagung des Rates. Justiz und Inneres. Brüs -
sel, 6.-7. Dezember 2007, Dok. 15966/07; Rat der Europäischen Union: Überarbeitete Strategie der EU 
zur Bekämpfung von Radikalisierung und Anwerbung für den Terrorismus. Brüssel, 19. Mai 2014, Dok. 
9956/14.
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Fluggastdatensätze (Passenger-Name-Record Richtlinie, PNR)6 bis Ende 2015 hinzuarbei-
ten.7 Da die Richtlinie eine (spezielle) Vorratsdatenspeicherung von Fluggastdatensätzen 
internationaler Flüge, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates landen beziehungsweise 
von dort abgehen, vorsieht, muss sie den Anforderungen gerecht werden, die der Gerichts-
hof der Europäischen Union in seinem Vorratsdatenspeicherungsurteil8 statuiert hat. Inso-
weit ist es vor allem erforderlich, dass die Arbeiten an der PNR-Richtlinie und dem Euro-
päischen  Datenschutzpaket  –  bestehend aus der  Datenschutzgrundverordnung9 und  der 
Datenschutzrichtlinie für die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit10 – aufeinander 
abgestimmt werden.  Die Arbeit  an diesem Paket befindet sich derzeit  in einem Trilog 
zwischen Parlament, Rat und Kommission, dessen Herausforderungen sich zugespitzt mit 
einer Formulierung zusammenfassen lassen, wonach „nichts vereinbart ist, solange nicht 
alles vereinbart ist“.11 In Bezug auf die zweite Säule – Schutz – wird vor allem der bessere 
Schutz kritischer Infrastrukturen, insbesondere von informationstechnischen Infrastruktu-
ren, und damit eine Reduzierung der Verwundbarkeit gegenüber terroristischen Anschlä-
gen angestrebt.12 Als wesentlich für die dritte Säule – Verfolgung – wird die Hemmung der 
Planungs- und Organisationskapazitäten von Terroristen angesehen. Diesbezüglich haben 
der Rat und das Parlament jüngst eine Einigung über eine Richtlinie zur Verhinderung von 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung13 erzielt.14 Schließlich wird in Bezug auf die 
vierte  Säule  –  Reaktion –  beabsichtigt,  die  Folgen terroristischer  Anschläge  besser  zu 
bewältigen und zu minimieren. Zu den Prioritäten gehören insoweit die Weiterentwicklung 
der Vorkehrungen der Europäischen Union zur Koordinierung in Krisenfällen, die Überar-
beitung des Katastrophenverfahrens und der Ausbau des Systems der Risikobewertung. 
Als übergreifendes Ziel jener Strategie kann die Verbesserung der Zusammenarbeit euro-
päischer Einrichtungen mit mitgliedstaatlichen Behörden und europäischer Einrichtungen 

6 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über  
die Verwendung von Fluggastdatensätzen zu Zwecken der Verhütung, Aufdeckung, Aufklärung und straf-
rechtlichen Verfolgung von terroristischen Straftaten und schwerer Kriminalität, COM (2011) 32.

7 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 11. Februar 2015 zu Maßnah-
men der Terrorismusbekämpfung. Straßburg, 11. Februar 2015, Dok. 2015/2530 (RSP).

8 Gerichtshof  der Europäischen Union:  Urteil  vom 8. April  2014 in den verbundenen Rechtssachen C-
293/12 und C-594/12, in: Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 11/2014, S. 709-713.

9 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr (Datenschutz-Grundverordnung), COM (2012) 11.

10 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behör-
den zum Zwecke der  Verhütung,  Aufdeckung,  Untersuchung oder Verfolgung von  Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr, COM (2012) 10.

11 Rat der Europäischen Union: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates  
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr  (Datenschutz-Grundverordnung)  – Das Prinzip zentrale Kontaktstelle.  Brüssel,  9.  März 2015,  
Dok. 6833/15, S. 2.

12 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über  
Maßnahmen zur Gewährleistung einer hohen gemeinsamen Netz- und Informationssicherheit in der Uni-
on, COM (2013) 48.

13 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Verhinderung  der  Nutzung  des  Finanzsystems  zum  Zwecke  der  Geldwäsche  und  der  Terrorismusfi-
nanzierung, COM (2013) 45.

14 Europäische Kommission: Pressemitteilung. Europäisches Parlament unterstützt strengere Vorschriften zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Brüssel, 20. Mai 2015, Dok. IP/15/5001.
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mit Drittstaaten formuliert werden.15 Um erstere zu gewährleisten, wurde per Verordnung 
ein Instrument für die finanzielle Unterstützung unter anderem der polizeilichen Zusam-
menarbeit geschaffen. In dessen Rahmen sollen zum Beispiel Maßnahmen zur Verbesse-
rung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und Koordinierung sowie zur Nutzung, 
Erprobung und Validierung neuer Methoden und Technologien förderungsfähig sein.16

Welche Schwierigkeiten bei der unionsrechtskonformen Ausgestaltung der Zusammen-
arbeit  europäischer  Agenturen mit  Drittstaaten  bestehen  können,  lässt  sich anhand der 
Ausführung des SWIFT-Abkommens17 verdeutlichen. Infolge des Überwachungsskandals 
um die US-amerikanische National Security Agency (NSA) hatten Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments erstmals die Aussetzung des Abkommens, auf dessen Grundlage Europol 
US-amerikanischen Behörden Daten über internationale Finanztransaktionen zur Aufklä-
rung der Finanzierung des Terrorismus übermittelt, gefordert. Ein ständiges Kontrollgre-
mium von Europol soll  überprüfen,  ob bei  dieser  Zusammenarbeit  europäische Daten-
schutzverpflichtungen  erfüllt  werden.  Aufgrund  US-amerikanischen  Drucks  hat  das 
Kontrollgremium seinen Prüfbericht bislang nicht veröffentlicht und insofern noch keine 
öffentliche Kontrolle der Datenübermittlung und -verwendung ermöglicht.18 Die Auswir-
kungen der NSA-Enthüllungen wirken so auf europäischer Ebene nach.

Politik im Bereich der Außengrenzen

Der Ansturm von Flüchtlingen, die über den Seeweg versuchen, Europa zu erreichen, und 
die sich hierbei ereignenden Schiffsunglücke waren Anlass für eine außerordentliche Ta-
gung des Europäischen Rates am 23. April 2015. Hier wurden vier Ansätze zur Bewälti-
gung der Krise formuliert: Ein intensiviertes Vorgehen gegen Schlepper, eine verstärkte 
Präsenz auf See, die Verhinderung irregulärer Migrationsströme und die Verstärkung der 
internen  Solidarität  und  Verantwortung.19 Sich  auf  diese  Ansätze  beziehend,  hat  die 
Kommission am 13. Mai 2015 im Rahmen der Europäischen Agenda für Migration Sofort-
maßnahmen vorgelegt.20 Zu diesen gehören unter anderem die Verdreifachung der Kapazi-
täten und Ressourcen für die Frontex-Operationen Triton21 und Poseidon22 in 2015 und 
2016 und der Start von Vorarbeiten zu einer etwaigen Operation im Mittelmeerraum mit 
dem Ziel, Schleusernetze zu zerschlagen und gegen Schleuserkriminalität vorzugehen.

15 Rat der Europäischen Union: Mitteilung an die Presse. 3172. Tagung des Rates. Justiz und Inneres. Brüs -
sel, 7. und 8. Juni 2012, Dok. 10760/12.

16 Verordnung (EU) Nr.  513/2014  des Europäischen Parlaments  und des Rates  vom 16.  April  2014 zur  
Schaffung eines Instruments für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kri -
minalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenmanagements im Rahmen des Fonds für 
die innere Sicherheit und zur Aufhebung des Beschlusses 2007/125/JI des Rates, in: Amtsblatt der EU, Nr.  
L 150 vom 20. Mai 2014, S. 93-111.

17 Abkommen zwischen der Europäischen Union und den Vereinigten Staaten von Amerika über die Verar-
beitung  von  Zahlungsverkehrsdaten  und  deren  Übermittlung  aus  der  Europäischen  Union  an  die 
Vereinigten Staaten von Amerika für die Zwecke des Programms zum Aufspüren der Finanzierung des 
Terrorismus, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 195 vom 27. Juli 2010, S. 5-14.

18 Europäischer Bürgerbeauftragter: Verweigerter Zugang zu einem Dokument über die Umsetzung des Ab-
kommens  zwischen  der  EU und  den  USA über  das  Programm zum Aufspüren  der  Finanzierung des 
Terrorismus  (TFTP),  Fall  1148/2013/TN,  abrufbar  unter:  http://www.ombudsman.europa.eu/de/cases/
summary.faces/de/57623/html.bookmark (letzter Zugriff: 8.6.2015).

19 Europäischer Rat: Außerordentliche Tagung des Europäischen Rates vom 23. April 2015 – Erklärung,  
EUCO 18/15.

20 Europäische Kommission: Pressemitteilung. Migration besser bewältigen – die Europäische Agenda für 
Migration. Brüssel, 13. Mai 2015, Dok. IP/15/4956.
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Das bereits seit 2008 geplante System ‚Intelligente Grenzen‘ befindet sich derzeit in 
einer neuen Testphase.23 Zwischen dem 22. Juni und 6.  September 2015 wird es unter 
anderem an einer Grenzstelle des Flughafens Frankfurt am Main erprobt. Dieses System 
sieht vor, dass bis zu zehn Fingerabdrücke von Drittstaatsangehörigen, die in die Europäi-
sche Union ein- beziehungsweise ausreisen, erfasst werden. Die Daten, welche unabhängig 
vom  Reisezweck  und  der  Notwendigkeit  eines  Visums  im  Schengen-Raum  erhoben 
werden,  werden  bei  der  europäischen  Agentur  für  das  Betriebsmanagement  von  IT-
Großsystemen  (eu-LISA)  geführt.  Auf  diesem Wege  sollen  unter  anderem sogenannte 
‚OverStayer‘, also Personen, die zunächst mit einem gültigen Aufenthaltstitel in die Union 
einreisen, diese aber nicht fristgerecht wieder verlassen, entdeckt werden. Die Bundesre-
gierung  hat  festgestellt,  dass  sich  die  immensen  Kosten,  welche  die  flächendeckende 
Einführung des  Systems verursachen würde,  nur  dann rentierten,  wenn die  Datensätze 
neben  der  Grenzpolizei  auch  anderen  Polizeibehörden  zugänglich  gemacht  würden.24 
Wäre  dies  der  Fall,  könnten  die  Datensätze  etwa  zum  Profiling  in  Echtzeit  genutzt 
werden.25 Außerdem wird die Möglichkeit erwogen, die Datenbestände des Systems mit 
den biometrischen Datensätzen aus der Fingerabdruck-Datenbank Eurodac, des Visa- und 
des Schengen-Informationssystems zusammenzuführen.26 Im Ergebnis führt die Errichtung 
des Systems zu einer umfassenden biometrischen Erfassung aller auch nur kurzfristig in 
die Union einreisenden Drittstaatsangehörigen. Grundrechtliche Kritik speist sich aus Art. 
7 und 8 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, deren Konkretisierung im 
Vorratsdatenspeicherungsurteil des Gerichtshofs der Europäischen Union und den daten-
schutzrechtlichen Grundsätzen der Datensparsamkeit, der Zweckbindung und der Erfor-
derlichkeit. Konkrete Regelungen hinsichtlich des Zugangs zu und des Umgangs mit den 
Daten, welche die Kritik entkräften könnten, liegen gegenwärtig noch nicht vor.

Justizielle Zusammenarbeit – insbesondere Strafrecht und Strafverfahrensrecht

Im Mai 2014 ist die Richtlinie über die Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen 
(EEA) in Kraft getreten.27 Bei der EEA handelt es sich um eine Entscheidung, die von 
einer Justizbehörde eines Mitgliedstaates – dem Anordnungsstaat – zur Durchführung von 

21 Triton ist die Nachfolgerin von ‚Mare Nostrum‘, einer Operation der italienischen Küstenwache und Ma-
rine zur Rettung von in Seenot geratenen Flüchtlingen, die außerdem gegen Schlepper vorging.  Diese 
endete offiziell am 31. Oktober 2014. Im Gegensatz zu ‚Mare Nostrum‘ beschränkt sich Triton bislang im 
Wesentlichen auf die Sicherung der Grenzen der Europäischen Union und führt entsprechend nur küsten -
nahe Einsätze durch.

22 Poseidon ist eine Operation, die sich auf den östlichen Teil des Mittelmeers konzentriert, ebenfalls unter 
dem Dach von Frontex angesiedelt ist und wie Triton bislang primär dem Schutz der Außengrenzen dient.

23 Das System Intelligente Grenzen besteht aus drei von der Kommission vorgeschlagenen Rechtsetzungs-
akten:  Einer  Verordnung  über  ein  Einreise-/Ausreisesystem,  einer  Verordnung  über  ein  Regis-
trierungsprogramm  für  Reisende  und  einer  Verordnung  zur  Änderung  des  Schengener  Grenzkodex 
hinsichtlich der Anwendung der beiden zuvor genannten Rechtsakte. Zum ganzen System siehe Europäi-
sche  Kommission:  Pressemitteilung.  ‚Intelligente  Grenzen‘:  Mehr  Mobilität  und  Sicherheit.  Brüssel,
28. Februar 2013, Dok. IP/13/162.

24 Deutscher  Bundestag:  Pläne  der  Europäischen  Union  für  ein  elektrisches  Ein-  und  Ausreiseregister, 
Drucksache 18/455 vom 6. Februar 2014.

25 Deutscher  Bundestag:  Beteiligung  am Pilotprojekt  „Intelligente  Grenzen“,  Drucksache  18/4066  vom
11. März 2015, S. 2.

26 Christian Tretbar: Innenminister Friedrich schlägt  EU Online-Einreissystem vor,  in:  Der Tagesspiegel,
Online-Archiv, 6.9.2013.

27 Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über die Europäi-
sche Ermittlungsanordnung in Strafsachen, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 130 vom 1. Mai 2014, S. 1-36.
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Ermittlungsmaßnahmen in einem anderen Mitgliedstaat – dem Vollstreckungsstaat – zur 
Erlangung von Beweisen erlassen wird und auf dem Prinzip der gegenseitigen Anerken-
nung beruht (Art. 1 Abs. 1 S. 1 beziehungsweise Abs. 2 RL 2014/41/EU). Sie soll der Ver -
einfachung  und  Beschleunigung  der  grenzüberschreitenden  Strafverfolgung  auf  dem 
Gebiet der Europäischen Union dienen. Dabei soll rechtsstaatlichen Erfordernissen Rech-
nung getragen werden: Vor Erlass einer EEA bedarf es auf Seiten des Anordnungsstaates 
der Bestätigung durch eine Justizbehörde sowie einer Verhältnismäßigkeitsprüfung (Art. 1 
Abs. 1 S. 1, Art. 6 Abs. 1 lit. a RL 2014/41/EU). Auf Seiten des Vollstreckungsstaates kann 
die Durchführung verweigert werden, etwa wenn im konkreten Fall erhebliche Konflikte 
mit der europäischen Grundrechtecharta bestehen (Art. 1 Abs. 4, Art. 11 RL 2014/41/EU). 
Kritisch zu beurteilen ist jedoch der Umstand, dass einzelne verfahrensrechtliche Bestim-
mungen der Richtlinie zu einer Umgehung des deutschen Richtervorbehaltes für schwer-
wiegende  Grundrechtseingriffe,  die  mit  gerichtlichen  Mitteln  nicht  wirksam abgewehrt 
werden können, führen können. Im Sinne der Richtlinie kann eine „Justizbehörde“, welche 
eine EEA bestätigen soll, je nach mitgliedstaatlichem Recht auch lediglich eine Staatsan-
waltschaft sein. Insoweit droht eine Verkürzung des präventiven Rechtsschutzes.

Mit großer Mehrheit hat am 29. April 2015 das Europäische Parlament den Zwischen-
bericht zum Kommissionsvorschlag zur Errichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft 
angenommen.28 Primäre Aufgabe der Staatsanwaltschaft soll es sein, Delikte zu Lasten der 
finanziellen Interessen der Europäischen Union zu ahnden. Die Herausforderungen, vor 
denen die weitere Arbeit steht, sind vor allem, die Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft 
zu  gewährleisten,  eine  klare  Teilung  von  Zuständigkeiten  zwischen  einzelstaatlichen 
Behörden und der Europäischen Staatsanwaltschaft zu schaffen und grundrechtskonforme 
verfahrensrechtliche Standards einzuführen, insbesondere in Bezug auf Schutzrechte von 
Verdächtigen und Beschuldigten.

Im  Hinblick  auf  die  justizielle  Zusammenarbeit  in  Zivilsachen  erscheinen  im Post-
Stockholm-Programm kaum vorrangige Punkte. Dies wird teilweise damit begründet, dass 
bestimmte Aspekte – etwa die grenzüberschreitende Zustellung, gerichtliche Zusammenar-
beit bei der Beweiserhebung, Erleichterung der Zwangsvollstreckung und das europäische 
Mahnverfahren – bereits erfolgreich be- beziehungsweise abgearbeitet seien.29 Als größe-
res Projekt in diesem Zusammenhang zeichnet sich gegenwärtig noch die Revision der 
Brüssel IIa-Verordnung ab.30

Ausblick

Die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit beruht gegenwärtig wesentlich auf Instru-
menten der Informationssammlung, deren anschließendem Austausch und der gegenseiti-
gen Anerkennung getroffener Entscheidungen. Neue Technologien optimieren die Zusam-
menarbeit  mitgliedstaatlicher  Behörden  untereinander  –  koordiniert  durch  europäische 
Agenturen – und die Kooperation europäischer Agenturen mit Drittstaaten. Es fehlt auch 

28 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 29. April 2015 zu dem Vor-
schlag für eine Verordnung des Rates über die Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (COM 
(2013) 0534 – 2013/0255 (APP)), Dok. P8_TA-PROV (2015) 0173.

29 Rolf Wagner: Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – quo vadis?, in: Zeitschrift für Europäisches Pri-
vatrecht 1/2015, S. 1-5.

30 Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche  
Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 338  
vom 23. Dezember 2003, S. 1-29.
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weder an dem Willen, diese Technik zur Lösung bestehender Konflikte einzusetzen, noch 
an der Erkenntnis, dass deren Einsatz mit einem wirksamen Grundrechtsschutz korrelieren 
muss.  Doch erscheinen  manche Anforderungen der  Grundrechtecharta  weder  eindeutig 
noch konsentiert. Hier ist sowohl grundrechtliche wie auch sicherheitsrechtliche Entwick-
lungsarbeit  notwendig.  Es  darf  insoweit  nicht  darauf  vertraut  werden,  dass  allein  der 
Gerichtshof der Europäischen Union die Rolle als effektiver Hüter verfassungsrechtlicher 
Garantien wahrnimmt. Es muss bereits bei der Ausarbeitung von Rechtsakten verfassungs-
rechtlichen Anforderungen konkret  Rechnung getragen werden. Als maßgeblich für die 
Mehrzahl der hier relevanten und geplanten Rechtsakte werden sich die Arbeit und deren 
Fortschritte am europäischen Datenschutzpaket darstellen. 
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